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Auftakt
zu 3stadt2

Vorwort

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

mit der Neugestaltung der ExWoSt-
Informationen für das Forschungs-
feld „3stadt2 – Neue Kooperations-
formen in der Stadtentwicklung“ ge-
hen wir einen weiteren Schritt zur
praxisorientierten Vermittlung der
wissenschaftlichen Ergebnisse und
der Erfahrungen im Experimentellen
Wohnungs- und Städtebau des Bun-
des.

Mit diesem neuen Format möchten
wir Entscheidungsträger, Praktiker in
den Verwaltungen, private Planer
und Berater, aber auch Wissenschaft-
ler – kurz alle diejenigen, die sich in
Ihrem Arbeitsalltag mit Fragen der
Stadtplanung und Stadtentwicklung
befassen, prägnant über Inhalte und
Fortschritte im Forschungsfeld
„3stadt2“ informieren. Die Informa-
tionen werden ergänzt durch detail-
lierte Studien und Hintergrund-
papiere zum Forschungsfeld, die im
Internet unter www.bbr.bund.de so-
wie in den Fachreihen des Bundes-
amtes für Bauwesen und Raumord-
nung veröffentlicht werden. Wir mei-
nen, so dem Informationsbedarf der
Praxis besser gerecht zu werden.

Was verbirgt sich nun hinter dem
Label „3stadt2“? Die Grundidee in
diesem neuen Forschungsfeld ist es,
die drei Hauptakteure der Stadtent-
wicklung, nämlich die öffentliche
Hand, die Bürger und die Investoren
zugleich in kooperative Prozesse der
Stadtentwicklung einzubinden. Die-
se Wege werden in den fünf Modell-
vorhaben von „3stadt2“ gegangen.

Im Mittelpunkt des Interesses stehen
dabei zwei Kernfragen. Kann es ge-
lingen, solche durchaus komplizier-
ten Kooperationsprozesse zum Er-
folg zu führen? Wie können mögliche
Vorteile dieser 3er-Kooperationen
messbar und somit transparent ge-
macht werden?

In den Vorarbeiten zum Forschungs-
feld hat sich gezeigt, dass in beiden
Bereichen große Unsicherheiten be-
stehen. Der Bedeutungsgewinn, den
kooperative Planungsprozesse in den
Städten und Gemeinden erfahren ha-
ben, ist unübersehbar. Gleichsam
fehlt es aber an einer sachlich kriti-
schen Beurteilung dieser Entwick-
lung. Häufig fehlen geeignete An-
haltspunkte, die für oder gegen die
Auswahl eines bestimmten Koope-
rationsverfahrens sprechen. Diese
Lücke soll mit „3stadt2“ geschlossen
werden. Wir werden uns in den
nächsten 2 ½ Jahren in jedem Fall in-
tensiv darum bemühen.

Dies bedeutet für die Arbeit im
Forschungsfeld, dass nicht städte-
bauliche Qualitäten oder bestimmte
Handlungsfelder im Zentrum stehen.
Vielmehr geht es darum, nachvoll-
ziehbare Anhaltspunkte darüber zu
gewinnen, wie man auf der Ebene ko-
operativer Planungsprozesse erfolg-
reicher als bisher agieren kann.

Mit dieser ersten Ausgabe der
ExWoSt-Informationen zum For-
schungsfeld „3stadt2“ möchten wir
Sie über die Ausgangsbedingungen
und die ersten Schritte in den
Modellvorhaben vor Ort informieren.
Zudem berichten wir von der Auf-
taktveranstaltung zu „3stadt2“ in

Bonn und geben aktuelle Hinweise
aus Literatur und Internet zum The-
ma „Neue Kooperationsformen in
der Stadtentwicklung“.

Ich hoffe, wir treffen mit den neuen
ExWoSt-Informationen Ihr Interesse
und können Ihnen die eine oder an-
dere wertvolle Anregung bieten.

Ihr

Dr. Peter Jakubowski
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Zukunftsweisen-
de Siedlung Bie-
lefeld „Breipohl“

Vor Ort: Kurzportraits der Modellvorhaben

Ausgangslage

Entscheidender Ansatz für die Ent-
wicklung des Modellvorhabens in
Bielefeld war die Durchführung eines
Workshops „Zukunftsweisende Sied-
lungen“ im November 2000. Zentrale
Themenstellungen waren in diesem
Zusammenhang neben dem Erarbei-
ten inhaltlicher Kriterien für eine zu-
kunftsweisende Siedlungsentwick-
lung vor allem das Einüben koopera-
tiver Verfahren sowie eine team-
orientierte fachübergreifende Zu-
sammenarbeit innerhalb der Verwal-
tung. Die in diesem Rahmen gewon-
nenen theoretischen Erfahrungen
sollten auf eine konkrete Gebiets-
entwicklung in Bielefeld übertragen
werden.

Mit dem Plangebiet „Breipohl“
wurde eine zur Verfügung stehende
Fläche gefunden, die planerisch noch
nicht festgelegt ist. Die Fläche liegt in
Senne, einem südlich des Teutobur-
ger Waldes gelegenen Stadtbezirk
Bielefelds. Auf der Grundlage eines
stadträumlichen Entwicklungskon-
zeptes soll die bisher überwiegend
zersplitterte Siedlungsstruktur durch
die Entwicklung eines erkennbaren
Siedlungsschwerpunktes mit neuem
Ortskern städtebaulich geordnet und
konzentriert werden. Das Gebiet
„Breipohl“ soll ein kurz vor Baube-
ginn stehendes neues Ortszentrum in
Fußwegeentfernung in seiner Trag-
fähigkeit ebenso stabilisieren wie die
im Ortsteil befindliche technische
und soziale Infrastruktur. Auch we-
gen seiner unmittelbaren Nähe zum
geplanten Haltepunkt der Regional-
bahn Bielefeld – Paderborn ist der
Siedlungsstandort positiv zu bewer-
ten. Zielsetzung im Rahmen von

Projektträger
Stadt Bielefeld
Dezernat 4 – Planen und Bauen
August-Bebel-Straße 92
33602 Bielefeld
Frau Claudia Warnecke
Tel.: 05 21 / 51 36 99
EMail:
claudia.warnecke@bielefeld.de

Projektforschung
Büro für Architektur und Stadt-
planung
Barsingdorfer Straße 141
32139 Spenge
Herr Klaus Beck
Tel.: 0 52 25 / 85 95 15
EMail:
beck-spenge@t-online.de

„3stadt2“ ist die Schaffung eines
20 ha großen neuen Siedlungsgebie-
tes „Breipohl“ für 800 bis 1.000 Be-
wohner. Das in Teilstufen zu realisie-
rende Konzept der „zukunftsweisen-
den Siedlung Breipohl“ wird beson-
dere Anforderungen an städtebauli-
che, soziale und energetische Quali-
täten sowie Freiraumqualitäten for-
mulieren.

Warum ein kooperatives Verfahren?
Klassische Planungsverfahren sind
häufig durch kostspielige und zeit-
raubende Abstimmungsprozesse ge-
prägt, die zum Teil zu Reibungs-
verlusten im Verfahren führen. Ursa-
chen dafür liegen zunächst in der
mangelnden Kooperation verschie-
dener Fachämter, setzen sich im po-
litischen Raum fort und enden oft-
mals in der Unzufriedenheit der Bür-
ger.

Auf der anderen Seite gibt es in
Bielefeld ein hohes Nachfrage-
potenzial privater Investoren nach
Baumöglichkeiten. Das vorhandene
Baulandangebot ist jedoch häufig
von den jeweiligen Eigentümern an
Baugesellschaften oder Bauträger
veräußert worden, die ihrerseits die
Entwicklung und Erschließung von
Baugebieten an Renditegesichts-
punkten orientieren. Städtebauliche
Qualitäten treten häufig gegenüber
wirtschaftlichen Interessen in den
Hintergrund. Gleichzeitig werden die
nachfragenden Bürger nur wenig in
die Planung eingebunden.

Diese Rahmenbedingungen, der
Umfang der Gebietsentwicklung im
Verhältnis zum benachbarten Be-
stand sowie die Vielzahl an inhalt-
lichen Anforderungen führen in Bie-
lefeld zu der Erkenntnis, dass Akzep-

tanz und Identifikation bei den
Planungsbeteiligten nur über eine
kooperative Verfahrensgestaltung er-
reicht werden kann. Vor diesem Hin-
tergrund soll die Vorgehensweise
eine breite Auseinandersetzung über
städtebauliche Zielsetzungen bei
gleichzeitiger Berücksichtigung der
Interessen der privaten Investoren
gewährleisten.

Gestaltung des Kooperations-
prozesses

Die wesentliche Herausforderung für
das kooperative Verfahren besteht
darin, dass einerseits der formelle
Verfahrensweg nach Baugesetzbuch
(Bebauungsplan) eingehalten wer-
den muss, andererseits genügend
Spielräume bleiben müssen, um An-
regungen aus dem Kooperations-
prozess tatsächlich in die Planung
aufnehmen zu können.

Vor diesem Hintergrund ist in
Bielefeld ein zweistufiges Verfahren
vorgesehen. In einem ersten Pla-
nungsschritt erfolgt eine Festlegung
wesentlicher Rahmenbedingungen
wie Haupterschließung, Bauab-
schnitten usw. Somit können ver-
bindliche Grundlagen geschaffen
werden. In einem zweiten Schritt soll
die konkrete Bebauung innerhalb
einzelner „Nutzungs-Cluster“ in en-
ger Abstimmung mit Bürgern, Bau-
interessentengruppen und Investo-
ren geplant werden.

Aus dem städtebaulichen Rah-
menplan sollen sich Teilgebiete und
Bauabschnitte ableiten lassen, so
dass eine stufenweise Umsetzung er-
möglicht wird. Die Erarbeitung des
Rahmenplanes soll im Zuge der
Kooperationsphase durch mehrere
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nicht formalisierte Bürgerbeteiligun-
gen begleitet werden.

Ausgehend von dem Workshop „Zu-
kunftsweisende Siedlungen“ wurde
in Bielefeld eine dezernats- und
ämterübergreifende verwaltungsin-
terne Projektgruppe gebildet, die die
Vernetzung vielfältiger Planungs-
aspekte ermöglicht. Sie übernimmt
im Rahmen von „3stadt2“ Projekt-
steuerung und Projektcontrolling
und erarbeitet in Kooperation mit
Fachplanern, Investoren und Bür-
gern Grundlagen und Konzepte zur
Durchführung des Bebauungsplan-
verfahrens bis hin zur Realisierung
der Bebauung. Durch die direkte An-
bindung an den Oberbürgermeister
hat die Projektgruppe eine starke Po-
sition innerhalb der Verwaltung.

Ein formelles Verfahren über Ent-
scheidungen innerhalb der Projekt-
gruppe existiert bisher nicht. In Zwei-
felsfällen wurden bisher Entschei-
dungen an die Dezernenten verwie-
sen. Die Projektgruppe versteht sich
als „Entscheidungsvorbereiter“. Sie
wird extern moderiert.

Wichtig in diesem Zusammen-
hang ist auch, dass die Stadt Bielefeld
Flächeneigentümer ist, die Planung
betreibt und als Vermarkter auftritt.
Dies ermöglicht neue Wege der Ko-
operation, da die übliche Konkurrenz
zwischen öffentlichen und privat-
wirtschaftlichen Interessen in den
Hintergrund tritt.

Im Rahmen des Projektes wird
nicht in erster Linie eine Kooperation
mit den klassischen Investoren, also
Bauträgern mit Zugriff auf eine Viel-
zahl von Grundstücken, sondern eine
kleinteilige Vermarktung angestrebt.
Einbezogen werden sollen auch die

Bürger von Senne, Nachbarn, Kauf-
leute, Vereine, Schulen, Kirchen so-
wie potenzielle Bewohner.

Zentrales Anliegen ist auch die
Herstellung eines möglichst weitge-
henden politischen Konsenses. Vor
diesem Hintergrund werden die poli-
tischen Vertreter vor Ort ebenso wie
die gesamtstädtischen Gremien am
Planungsprozess beteiligt.

Im Rahmen von „3stadt2“ sind nach-
folgende Planungsphasen vorgese-
hen:
• Phase 1: Verankerung / Einübung

der dezernats- und ämterüber-
greifenden Kooperation innerhalb
der Verwaltung – Abstimmung mit
Dezernenten und Amtsleitern

• Phase 2: Kooperative Erarbeitung
von Planungszielen mit der lokalen
und gesamtstädtischen Politik
(Planungswerkstatt) – Grundsatz-
entscheidungen über Planungszie-
le / Erschließungskonzept / koope-
rative Verfahren der Bürger-
beteiligung

• Phase 3: Beteiligung und Durch-
führung von Kooperationsverfah-
ren mit lokalen und gesamt-
städtischen Interessenvertretern
(Vereine, Verbände, Beiräte usw.)

• Phase 4: Information / Beteiligung
der lokalen Bürgerschaft – Auslo-
bung eines Bürgerwettbewerbs zur
Namensfindung für das Gebiet

• Phase 5: Erarbeitung eines städte-
baulichen Rahmenplanes, in dem
wesentliche Vorgaben zur Erschlie-
ßung, Nutzungszuordnungen,
Baumassenverteilung, Infrastruk-
tur, Grünordnung, Bauformen etc.
festgelegt werden

• Phase 6: Abstimmung / Korrektur
der Rahmenplanung mit allen Ak-
teuren

• Phase 7: Überarbeitung des Rah-
menplanes / Überprüfung der Um-
setzung der städtebaulichen Ziele
und Qualitäten

• Phase 8: Beteiligung der Träger öf-
fentlicher Belange

• Phase 9: Breite Einbindung aller In-
teressierten (Bürger, Investoren) in
den Planungsprozess – Bearbei-
tung von und Entscheidung über
Zielkonflikte, Initiierung und Ent-
wicklung von Nachbarschafts-
gruppen etc.

Parallel zu den Planungsphasen wird
das formalisierte Verfahren durchge-
führt.

Eine intensive Beteiligung war zu-
nächst nur eingeschränkt möglich,
da die Verhandlungen zum Erwerb
des Grundstücks durch die Stadt Bie-
lefeld noch nicht abgeschlossen wa-
ren. Diese Phase ist nun beendet, so
dass das Kooperationsverfahren nun
auch mit Wirkung nach außen anlau-
fen kann.

Die Zusammenarbeit mit den ex-
ternen Kooperationspartnern ist fol-
gendermaßen vorgesehen:
• Einrichtung eines Projekt-Beirates
• Durchführung von Planungswork-

shops
• Durchführung von Bürgerversam-

mlungen
• Projektbegleitung durch intensive

Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentli-
chung von Zwischenergebnissen

Zur Gewährleistung der hohen in-
haltlichen Qualitätsansprüche sollen
• Expertengespräche geführt,
• der Austausch mit Best-Practice-

Projekten gesucht sowie
• privatrechtliche Verträge zur Qua-

litätssicherung abgeschlossen
werden.

Das Plangebiet Breipohl Projektgruppe Breipohl
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Integriertes
Handlungskon-
zept Beuel-Mitte

Projektträger
Bundesstadt Bonn
Stadtplanungsamt
Berliner Platz 2
53103 Bonn
Frau Anke Rörup
Tel.: 02 28 / 77 36 70
EMail: anke.roerup@Bonn.de

Projektforschung
Lehrstuhl für Planungstheorie
und Stadtplanung
RWTH Aaachen
52056 Aachen
Herr Prof. Dr. Klaus Selle
Tel.: 02 41/ 8 09 83-00
EMail.: selle@pt.rwth-aachen.de
Frau Marion Stock
Tel.: 02 41 / 8 09 83-03
EMail: stock@pt.rwth-aachen.de

Ausgangslage

Beuel als rechtsrheinischer Stadtbe-
zirk Bonns steht im Rahmen des
Strukturwandels und nach Verlust
von Hauptstadtfunktionen durch
den Regierungsumzug von Bonn
nach Berlin vor besonderen Heraus-
forderungen. Überregional bedeut-
same Umstrukturierungsprozesse
verstärken den Druck auf Beuel als
Wohn- und Gewerbestandort. In die-
sem Zusammenhang steht auch die
städtebauliche Einbindung einer neu
geplanten S-Bahnlinie mit direkter
Anbindung an den Flughafen Köln/
Bonn sowie das Zentrum Kölns.

Das Modellgebiet umfasst Beuel-
Mitte und Beuel-Ost, die zentralen
Bereiche des Stadtbezirks, die sich
strukturell sehr unterschiedlich dar-
stellen. So fällt vor allem die starke
Zweipoligkeit des Planungsbereichs
auf: Beuel-Mitte umfasst die Wohn-
und Hauptgeschäftsbereiche und
grenzt unmittelbar an das Rheinufer.
Dahingegen ist das jenseits der
Bahntrasse liegende Beuel-Ost das
Industrie- und Gewerbeviertel des
Stadtbezirks.

Ziel im Rahmen von „3stadt2“ ist
die Erarbeitung eines Integrierten
Handlungskonzeptes (IHK) zur
nachhaltigen Aufwertung des sich
dynamisch entwickelnden Ortsteils
Beuel. Als besondere Herausforde-
rung wird dabei die Lenkung des auf
das Bahnhofsumfeld wirkenden
Entwicklungsdrucks gesehen. Damit
einher geht die Forderung nach der
Überwindung der städtebaulich-
funktionalen Barrierewirkung der
Bahntrasse. Zudem besteht die Not-
wendigkeit, dass Beuel eine eigene
Identität innerhalb der Stadtregion
Köln/Bonn herausbildet. Neben

räumlich-funktionalen Aussagen
wird auch der Anschub von Investi-
tionen privater Initiativen für Maß-
nahmen z.B. im kulturellen und so-
zialen Bereich erwartet.

Auf Grund der positiven Erfah-
rungen mit der Entwicklung von In-
tegrierten Handlungskonzepten in
anderen Stadtbezirken Bonns hat
sich das Stadtplanungsamt bei der
Weiterentwicklung von Bonn-Beuel
für ein integratives, kooperatives Ver-
fahren entschieden.

Der Kooperationsprozess

In Beuel wird ein moderierter
Kooperationsprozess organisiert, in
den die drei zentralen Akteurs-
gruppen Bürger, Investoren und Ver-
waltung integriert werden. Auch eine
kontinuierliche Einbindung der poli-
tischen Akteure wird gewährleistet.
Zentrale Elemente im Kooperations-
prozess bildet eine Abfolge von mo-
derierten Werkstätten und Arbeits-
kreisen.

Die konkrete Ausgestaltung des
Verfahrens ruht auf drei Säulen. Die
Gesamtleitung des Prozesses liegt
beim Stadtplanungsamt Bonn, das
auch für die anschließende Umset-
zung der Maßnahmen zuständig ist.
Daneben wurde ein Planungsbüro
mit der Erarbeitung eines städtebau-
lichen Entwicklungskonzeptes be-
auftragt. Die Moderation des Verfah-
rens wird vom „Netzwerk Kommuni-
kation“ gestaltet. Die Trennung von
Planungsaufgabe und Moderation
soll gewährleisten, dass die kommu-
nikative Ausgestaltung möglichst
neutral und unvoreingenommen von
eigenen stadtplanerischen Ambitio-
nen von statten geht.

Im Zentrum des Kooperations-
prozesses stehen drei Werkstätten
sowie Arbeitskreise zu relevanten
Themen. In Form eines „integrierten
Dreisprungs“ sollen in einem abge-
grenzten Zeitraum (November 2001
bis Juli 2002) zunächst spezifische
Ziele und Leitbilder herauskristalli-
siert, dann Handlungsfelder identifi-
ziert und schließlich konkrete Maß-
nahmen, Prioritäten, Akteure und
Finanzierungsmöglichkeiten heraus-
gearbeitet werden. In der nachfol-
genden Phase sollen einzelne Maß-
nahmen umgesetzt werden.

Die Werkstätten werden – je nach
dem Stand des Verfahrens und den
entsprechenden Erfordernissen – je-
weils zeitnah gestaltet. In der ersten
Werkstatt Mitte Februarging es vor
allem darum, eine Bestandsaufnah-
me der Situation in Beuel zu erstellen
und dabei die Stärken und Schwä-
chen herauszuarbeiten. Zur Anre-
gung der Diskussion diente dabei ein
vom beauftragten Planungsbüro er-
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arbeitetes Stärken- und Schwächen-
profil. Zudem wurden Arbeitskreise
zu den Themen Kinder und Jugend-
liche, Migranten, Behinderte / Mobi-
litätseingeschränkte, Beueler Osten,
Kultur, Einzelhandel, Konrad-Ade-
nauer-Platz, Verkehr gebildet. Die Ar-
beitskreise wurden zur Einführung
moderiert und haben dann eigen-
ständig weitergearbeitet und einen
Input für die zweite Werkstatt vorbe-
reitet. So hat z.B. der Arbeitskreis
Kinder und Jugendliche ca. 1.000 El-
tern mit Kindern, Jugendliche und
Kinder im Rahmen einer Frage-
bogenaktion befragt.

Im Sinne eines offenen Prozesses
können sich aus dieser Arbeit Koope-
rationsstrukturen ergeben, die den
weiteren Prozess der IHK-Erstellung
befruchten und vorantreiben.

Im Rahmen der zweiten Werk-
statt, die Anfang April stattfand, wur-
den in erster Linie Leitbilder und
Zielvorstellungen konkretisiert. Es
wurde herausgearbeitet, zu welchen
Themen noch weiterer Diskussions-
bedarf besteht. Verschiedene Frage-

Arbeitsgruppen im Rahmen der 1. Werkstatt

Zentrale Akteure und Kooperations-
strukturen

Bei der Erarbeitung des Integrierten
Handlungskonzeptes wird großer
Wert darauf gelegt, möglichst alle re-
levanten Akteursgruppen einzube-
ziehen. Dazu gehören vor allem: die
Beueler Bürger, Gewerbetreibende,
Vertreter lokaler Einrichtungen und
Institutionen (Schulen, Kintertages-
stätten, Polizei . . .), Vereine, Verbän-
de, Verwaltung, lokale Politik sowie
Vorhabenträger.

Der Prozess der Entwicklung des
Integrierten Handlungskonzeptes ist
so angelegt, dass sich die erhofften
neuen Kooperationsstrukturen zwi-
schen den unterschiedlichen Ak-
teursgruppen im Laufe der Arbeit in
den Workshops und Arbeitsgruppen
ergeben. Darüber hinaus werden
Schlüsselpersoneninterviews, ver-
waltungsinterne Werkstätten und
eine entsprechende Pressearbeit

durchgeführt. Auch hieraus können
sich weitere kooperative Strukturen
(die Verstetigung der Arbeitskreise,
runde Tische usw.) ergeben

Bislang zeigt sich im Rahmen des
Kooperationsprozesses eine große
Bereitschaft aller Akteure zur Mitwir-
kung an der Erarbeitung des Inte-
grierten Handlungskonzeptes. Aller-
dings wurde auch festgestellt, dass
insbesondere Migranten, Kinder und
Jugendliche sowie junge Mütter bis-
lang nicht in den Prozess integriert
sind. Zur Einbeziehung der Interes-
sen der beiden erstgenannten Grup-
pen haben sich inzwischen Arbeits-
kreise gebildet.

Als eine wichtige Aufgabenstel-
lung kristallisierte sich im Rahmen
der zweiten Werkstatt heraus, die
Vertreter des Einzelhandels künftig
stärker in die Erarbeitung des Inte-
grierten Handlungskonzeptes einzu-
binden.

Mit dem kooperativen Ansatz zur
Erarbeitung eines Integrierten Hand-
lungskonzeptes sollen neue Aspekte
und Lösungsansätze für zum Teil seit
Jahren bestehende Problemlagen
aufgezeigt werden und stärkere Ak-
zeptanz finden. Neue Aufgabenstel-
lungen sollen im Konsens gelöst wer-
den. Darüber hinaus sollen Nachteile
der klassischen Angebotsplanung
– wie langwierige Entscheidungspro-
zesse und mangelnde Mitbestim-
mung der bei der Planung – mit Hilfe
einer integrierten Herangehensweise
und der gezielten Kooperation der
verschiedenen Akteursgruppen um-
gangen bzw. abgemildert werden.

stellungen konn-
ten im Rahmen
von Arbeitsgrup-
pen genauer erör-
tert werden. In ei-
nigen unstrittigen
Punkten konnten
Leitbild- und
Masterplanbau-
steine erarbeitet
und bereits ver-
schiedene Maß-
nahmenvorschläge
herauskr ista l l i -
siert werden.

In der dritten
Werkstatt im Juni

2002 gilt es, den erarbeiteten Mas-
terplan zu erörtern.
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Gelsenkirchen:
Kooperation
Zentrum Buer

Projektträger
Vorstand 6 – Planen Bauen
Umwelt
Referat Stadtplanung
45875 Gelsenkirchen
Herr Clemens Arens
Tel.: 02 09 / 1 69 – 41 96
EMail:
referat.stadtplanung@gelsenkirchen.de

Projektforschung
Büro für Raumplanung und
Kommunikation
Sömmerringstraße 11
60322 Frankfurt am Main
Frau Prof. Ursula Stein
Frau Stefanie Ruschek
Tel.: 0 69 / 95 52 41 62
EMail:
u.stein.frankfurt@t-online.de

Vor Ort: Kurzportraits der Modellvorhaben

Ausgangslage und Rahmen-
bedingungen

Der Ortsteil Buer liegt im Norden des
bipolar strukturierten Stadtgebiets
von Gelsenkirchen und bildet als
ehemals selbständige Stadt traditio-
nell neben Gelsenkirchen-Mitte ei-
nen der beiden ökonomischen, ad-
ministrativen, kulturellen und sozia-
len Schwerpunkte der Gesamtstadt.
Buer hat mit großen strukturellen
Problemen, wie z.B. einer über-
durchschnittlichen Arbeitslosigkeit
sowie der Erosion des innerstädti-
schen Einzelhandels zu kämpfen.

Im April 2000 haben die Stadt Gel-
senkirchen, Bürger, örtliche Investo-
ren und Politik einen gemeinsamen
Prozess gestartet. Im Rahmen einer
Privat-Public-Partnership mit der
Stadt Gelsenkirchen wurde von pri-

vaten Investoren und Eigentümern
aus dem Zentrum die Buer Manage-
ment GmbH, kurz BMG, ins Leben
gerufen. Die Besonderheit der BMG
liegt darin, dass hier zum ersten Mal
eine privatwirtschaftliche Marketing-
Gesellschaft mit öffentlichen Zu-
schüssen für die Durchführung von
Aufgaben gefördert wird, die im öf-
fentlichen Interesse liegen.

Aufgabe der BMG ist die Konzep-
tionierung, Organisation und Durch-
führung von Maßnahmen zur Revita-
lisierung und Stabilisierung des Orts-
teils Buer. Darüber hinaus soll ein
Immobilienmanagement initiiert
werden, das über das bisherige Stadt-
marketing hinausgeht.

Im Dezember 2000 hat die BMG
in Kooperation mit der Stadt Gelsen-
kirchen die Erstellung eines Leitplans
für Buer-Mitte in Auftrag gegeben.

Seit Herbst 2001
liegt der Leitplan
Zentrum Buer mit
ö k o n o m i s c h e n
und städtebauli-
chen Empfehlun-
gen vor. Der Plan
wurde in einem
kooperativen Ver-
fahren unter Be-
teiligung zahlrei-
cher lokaler Ak-
teure erarbeitet.
Einzelne Bestand-
teile bedürfen der
weiteren Diskussi-
on, aber Politik
und Öffentlichkeit
akzeptieren ihn
als Richtschnur
für das weitere
Vorgehen.

Fortführung des kooperativen
Prozesses

Die positiven Erfahrungen mit ko-
operativen Prozessen in Zusammen-
hang mit dem Leitplan Zentrum Buer
bilden einen wichtigen Anknüp-
fungspunkt für das Modellvorhaben
„Kooperation Zentrum Buer“.
Hemmnisse und Widerstände wur-
den bereits in der Leitplanentwick-
lung diskutiert, die Diskussionsbasis
wird von den Akteuren als qualitative
Vorarbeit für die weitere Um-
setzungsplanung genutzt. Im Rah-
men von „3stadt2“ soll das koopera-
tiv erarbeitete Handlungskonzept
schrittweise verbindlich gemacht
werden.

Verschiedene Projekte, die unter-
schiedliche Dimensionen und
Entwicklungsstände aufweisen, sol-
len in diesem Zeitraum umgesetzt
werden:
• kleine, qualitätssteigernde nicht-

bauliche Maßnahmen, wie z.B.
bessere Koordination von Öff-
nungszeiten, Qualifikationsoffen-
siven für die Warenpräsentation
oder Serviceangebote,

• Maßnahmen mittlerer Dimension,
wie z.B. schrittweise Verbesserun-
gen der Gestaltung im öffentlichen
Raum und Entwicklung eines Kul-
tur-Konzepts zur besseren Einbin-
dung der vorhandenen Kulturein-
richtungen,

• große Vorhaben, wie z.B. der Bau
einer Tiefgarage am Markt, Pla-
nungen für den Zentralen Omni-
busbahnhof oder der Bau einer
Einkaufsgalerie (Sankt-Urbanus-
Galerie).

Zentrum Buer aus der Luft
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Vor Ort: Kurzportraits der Modellvorhaben

Ziel ist es, den Bürgern, Kunden und
Besuchern von Buer ein hohes Maß
an Aufenthaltsqualität, einen attrak-
tiven Branchenmix und eine allge-
mein gute Lebensqualität zu bieten.
Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf
es auch bei der konkreten Planung
und Umsetzung der Maßnahmen der
Mitwirkung und Unterstützung vieler
Akteure, die sich gemeinschaftlich
für ihren Stadtteil engagieren.

Struktur und Akteure
im Kooperationsprozess

Aus diesem Grund soll der bei der
Leitplantwicklung erprobte extern
moderierte Kommunikationspro-
zess fortgeführt werden, um allen Be-
teiligten die Chance zu geben, sich
uneingeschränkt an der inhaltlichen
Diskussion zu beteiligen. Ebenso ist
die Weiterführung einer engen Ver-
zahnung von fachlicher Arbeit in ver-
teilten Rollen, eine gemeinsame Dis-

kussion mit Vertre-
tern von Politik und
Bürgerschaft, aber
auch eine begleiten-
de intensive Öffent-
lichkeitsarbeit vorge-
sehen.

Es werden vor-
aussichtlich zwei- bis
dreimal im Jahr mo-
derierte Werkstatt-
gespräche zur inhalt-
lichen Weiterent-
wicklung und zur
Konkretisierung von
kurz-, mittel- und
langfristigen Projek-
ten durchgeführt.
Daran nehmen ver-
schiedene Ämter der

Stadtverwaltung, BMG, Einzelhan-
del, Kammern, Verbände, Kirchen,
Bürgervertreter, Vertreter der Agenda
21 usw. teil.

Aus den Werkstattgesprächen sol-
len sich weitere kleinere Arbeits-
gruppen zu bestimmten Einzel-
themen/-projekten bilden, die sich
häufiger treffen.

Die Federführung des Gesamt-
prozesse liegt bei der Stadt Gelsenkir-
chen.

Die besondere Ausgangssituation in
diesem Modellvorhaben stellt die Er-
gänzung der Rollen und Aufgaben bei
der Zusammenarbeit zwischen der
öffentlichen Hand (Stadtverwaltung)
und dem privaten Sektor (Buer Ma-
nagement GmbH) dar. Im Rahmen
der Arbeitsteilung zwischen Stadt
und BMG hat die BMG z.B. seit An-
fang 2002 die Betreiberschaft des
Marktes in Buer übernommen. Dar-
über hinaus übernimmt sie als Orga-

nisation einer großen Zahl privater
Partner u.a. die Ansprache anderer
Partner aus dem privaten Sektor, wo
die gleichartigen Interessen den Zu-
gang leichter machen können. Ande-
rerseits hat die Stadtverwaltung bei
den Schritten, die förmliche Bau-
leitplanung voraussetzen, speziell
darauf zu achten, dass abwägungs-
taugliche Argumentationen den
Entscheidungsprozeduren zugrunde
liegen.

Dieser Ansatz kommt auch bei ei-
nem der zentralen großen Vorhaben,
der Sankt-Urbanus-Galerie, zum
Tragen. Zur Stabilisierung der Innen-
stadt von Buer als multifunktionales
Zentrum bedarf es eines neuen in-
nerstädtischen Anziehungspunktes
im Einzelhandel. Da die Mitglieder
der BMG nicht über ausreichende Fi-
nanzkraft zur Realisierung der
Stankt-Urbanus-Galerie (geplant als
innerstädtische Einkaufsgalerie zur
Ergänzung von Angebotsbreite und
-tiefe in Buer) verfügen, muss ein ex-
terner Investor gewonnen und in die
örtliche Diskussion einbezogen wer-
den. Hier führt die BMG Vorgesprä-
che mit Grundeigentümern und ex-
ternen interessierten Investoren.
Auch für die unter dem Marktplatz
vorgesehene Tiefgarage sollen exter-
ne Investoren eingebunden werden.

Die örtlichen Akteure gehen da-
von aus, dass eine erfolgreiche Ko-
operation und klare Handlungs-
bereitschaft zwischen Bürgern,
Grundeigentümern, Stadtverwaltung
und örtlichen Investoren positive
Rahmenbedingungen für die Gewin-
nung von externen Investoren
schafft. Die Mitglieder der BMG sind
dabei zugleich Mitglieder der
Akteursgruppe „Bürger“ und „(örtli-
che) Investoren“.

Gestaltungskonzept aus dem Leitplan Zentrum Buer
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Hochschul-
stadtteil Lübeck

Projektträger
Hansestadt Lübeck
Fachbereich Stadtplanung
Mühlendamm 10–12
23539 Lübeck
Frau Annekatrin Lorenzen
Tel.: 04 51 / 1 22 61 32
EMail:
anne-katrin.lorenzen@luebeck.de

Projektforschung
BPW Hamburg
Präsident-Krahn-Straße 19
22765 Hamburg
Frau Elke Pahl-Weber
Herr Rüdiger Bleck
Tel.: 0 40 / 38 54 64
EMail:
info@bpw-hamburg.de

Vor Ort: Kurzportraits der Modellvorhaben

Ausgangslage und
Rahmenbedingungen

Im Süden Lübecks wird auf der
Grundlage eines 1991/92 durchge-
führten Wettbewerbs und eines
Bürgerschaftsbeschlusses von 1995
in Ergänzung zu bestehenden Hoch-
schulen ein neuer Stadtteil in der
Größenordnung von ca. 230 ha ent-
stehen.

Ziel ist es, eine hohe Wohn- und
Arbeitsqualität in Verbindung mit
Wissenschaft, Freizeit, Kultur und
Handel zu schaffen. Die Hochschul-
stadtteil-Entwicklungsgesellschaft
(HEG) hat als zentraler Akteur die
Aufgabe der Entwicklung, Erschlie-
ßung und Vermarktung des
Hochschulstadtteils übernommen.

Ein wesentlicher Bestandteil des
neuen Stadtteils ist der Innovations-

campus Lübeck (ICL) mit Flächen für
Forschungs- und Hochschulinsti-
tute, für innovative Technologieein-
richtungen oder Existenzgründun-
gen.

Zugleich sollen im Hochschul-
stadtteil knapp 2.000 neue Wohnun-
gen für über 5.000 Menschen entste-
hen. Mit diesem Wohnraumangebot
soll der Abwanderung von Einwoh-
nern und besonders von Familien
aus der Stadt in das Umlang entge-
gengewirkt werden. Die Wohnnut-
zung soll durch ein möglichst um-
fangreiches Angebot von sozialer In-
frastruktur, einschließlich Schule
und Kirche, Einkaufsmöglichkeiten,
Freizeit- und Kultureinrichtungen
sowie Sport- und Erholungsflächen,
ergänzt werden.

Städtebauliche Leitidee des Pro-
jekts ist die Entwicklung des neuen
Stadtteils um einen zentralen Stadt-
park als Verknüpfung der einzelnen
Quartiere des Hochschulstadtteils.

Der städtebauliche Rahmenplan
wurde von einem interdisziplinär zu-

sammengesetzten
Planungsteam er-
arbeitet. Um die
Bürger in den
Entwicklungsprozess
stärker als in bis-
herigen Planun-
gen zu integrieren,
wurde ein Verfah-
ren für die frühzei-
tige Beteiligung
interessierter Per-
s o n e n g r u p p e n
und Interessen-
verbände entwi-
ckelt.

Der Kooperationsprozess – Betrach-
tung von drei Einzelprojekten

Im Rahmen des Forschungsfeldes
„3stadt 2“ werden in diesem Zusam-

menhang trilaterale Kooperations-
formen in drei abgegrenzten Einzel-
projekten erprobt und untersucht.
• Wohngruppenprojekt mit sechs bis

zehn beteiligten Wohneinheiten,
• Erster Bauabschnitt des Inno-

vations Campus Lübeck (ICL),
• Freizeit- und Sportkonzept.

Die Erprobung der trilateralen Ko-
operationen im Rahmen von
„3stadt2“ ergänzt den innovativen
Planungsansatz für die Entwicklung
und Umsetzung des Hochschul-
stadtteils. Bereits bei den vorberei-
tenden Planungen wurde ein inter-
disziplinäres Planungsteam zusam-
mengestellt. Öffentlichkeitsarbeit
und beteiligungsorientierte Ergeb-
nisfindung unter größtmöglicher
Transparenz wurden schon in dieser
Arbeitsphase zur Bedingung ge-
macht.

Zurzeit befinden sich alle drei
Projekte in der Phase der Vermark-
tung von Grundstücken und sind
deshalb auf Umsetzung innerhalb
der nächsten ein bis drei Jahre ausge-
legt.

Die trilaterale Kooperation zielt
bei allen Projekten auf eine Win-Win-
Situation ab. Die Kooperation soll für
alle Beteiligten Ergebnisse hervor-
bringen, die diese als „Gewinn“ be-
trachten.

Die Akteure setzen sich bei jedem
der drei Projekte aus unterschiedli-
chen Interessengruppen zusammen.
Insgesamt lassen sie sich in fünf ver-
schiedene Interessengruppen eintei-
len:
• Stadtvertretung, Planungsverant-

wortliche der Stadt,
• Beauftragte private Planungs-

büros,

Modell des Hochschulstadtteils
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• Bürger,
• Vereine und Verbände,
• Potenzielle Investoren.

Die Anfang 1999 durch Beschluss der
Lübecker Bürgerschaft gegründete
HEG, die mit der Entwicklung, Er-
schließung und Vermarktung des
Hochschulstadtteils betraut ist, ist als
ein zentraler Akteur zu sehen.

Zentrale Kooperationsstrukturen,
-formen und -methoden

Bei der Konzipierung der zentralen
Kooperationsstrukturen wird sowohl
dem gesamten Forschungsvorhaben
als auch der Koordination der Einzel-
projekte Rechnung getragen. Das
Projektmanagement wird deshalb
auf zwei unterschiedliche Gremien
verteilt:
• Ein übergeordnetes Kooperations-

gremium, in dem die Stadt, die
HEG, das beauftragte Büro für die
Sozialplanung sowie die Begleit-
forschung vertreten sind, ist für alle
drei Projekte zuständig. Es beglei-
tet die Durchführung der trilate-
ralen Kooperation und koordiniert
das Forschungsvorhaben.

• Für die Einzelprojekte sind feste
Leitungsgruppen zuständig. Diese
übernehmen die Koordination der
jeweiligen Projekte.

Die Kooperationsformen sind bei
den drei Projekten im Hochschul-
stadtteil unterschiedlich. So steht
beim Wohngruppenprojekt die Be-
ratung im Vordergrund. Beim
Innovations Campus Lübeck sind die
Kooperationsformen auf die Beglei-
tung der Investorenfindung ausge-
legt. Beim Sport- und Freizeitkonzept

liegt der Schwerpunkt bei einer
Konfliktmoderation (vgl. nachfolgen-
de Übersicht über die Einzelprojek-
te).

Für die Kooperationsstrukturen
wurde der konzeptionelle Ansatz der
„angemessenen Beteiligung“ ge-
wählt. Dabei geht man davon aus,
dass verschiedene Kooperations-
formen eine dem Zeitpunkt und Zeit-
aufwand, der Bedeutung und der
Komplexität des Projekts angemesse-
ne Beteiligung fordern. In der
trilateralen Kooperation sollen die
für die jeweilige Konstellation und
Projektphase geeigneten Partner und
Mitwirkenden gefunden werden. Ziel
ist, die Projekte oder Planungen in ei-
nem von den Projektbeteiligten als
„angemessen“ bestimmten Zeitraum
abzuwickeln und dabei rechtzeitig
„Scheiterungsmotive“ zu entdecken
und Lösungsansätze zu finden.

Die Entscheidung für die Anwen-
dung spezifischer sachgerechter Me-
thoden und Kommunikations-
elemente im jeweiligen Verfahrens-
schritt wird im laufenden Prozess ge-
troffen, um die effektivste Ziel-/
Ergebnisorientierung zu erreichen.
Neben dem bereits beschriebenen
Projektmanagement kommt hier
nachfolgenden Methoden zentrale
Bedeutung zu:
• Informationsvermittlung durch

Veranstaltungen, Publikationen,
Visualisierungen.

• Interessentengewinnung und In-
formationsmanagement: Die Akti-
vierung von Akteuren für die jewei-
ligen Projekte stellt einen Kern-
punkt erfolgreicher Arbeit dar.
Hierfür bieten sich Besichtigungen
und thematische Stadtspazier-
gänge oder Ideen-/Kontaktbörsen
an.

• Projektbearbeitung: Für die inhalt-
liche Bearbeitung der Projekte im
Rahmen eines kooperativen Ansat-
zes stehen unterschiedliche Me-
thoden zur Verfügung, die je nach
Problemlage und Bearbeitungs-
stand Verwendung finden können.
Möglichkeiten stellen hier insbe-
sondere Expertengespräche und
Interviews, Fachkolloquien, Work-
shops und Zukunftswerkstätten
oder runde Tische dar.
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Freizeit- und Sportkonzept

Die Zielzahl von 5.000 bis 6.000
zukünftigen Einwohnern im
Hochschulstadtteil erfordert ein
Mindestangebot an öffentlichen
Einrichtungen, an qualitätvollem
Freiraum, an Freizeit-, Sport- und
Erholungsflächen. Der geplante
Stadtpark soll zentraler Ort der Er-
holung sowie körperlicher Betäti-
gung sein und auch von sozialen
Einrichtungen genutzt werden.
Die Bedarfe der Bewohner und Be-
schäftigten des Gebietes werden
bei der Erstellung eines Außen-
raumkonzeptes von Bedeutung
sein.

Im Rahmen dieses Projektes sollen
bereits vorgetragene Erwartungen
und Bedarfe der traditionellen
Sportanbieter mit neuen Ansätzen
zusammengeführt werden. Die zu
erwartenden Konflikte sollen mit
externer Moderation durch das
Forschungsteam aufgedeckt und
zu Lösungsvorschlägen geführt
werden.

Aufbauend auf einer Interessen-
sammlung sind Workshops zur
Ideenfindung und Konzeptio-
nierung vorgesehen. Darüber hin-
aus ist die Werbung potenzieller
Investoren und ein Gutachter-
verfahren vorgesehen.

Projekt 2 – Erster Bauabschnitt des
Innovations Campus Lübeck (ICL)

Der Innovations Campus Lübeck
soll als ein integrierter Standort für
Forschungs- und Hochschul-
institute, für Wissenschafts- und
Technologieeinrichtungen und
Existenzgründungen dienen. Für
den Innovations Campus müssen
im weiteren Entwicklungsprozess
neben dem von den bestehenden
Hochschulen ausgehenden Bedarf
weitere Nutzer gewonnen werden.

Beim ICL geht es vorrangig um die
gemeinsame Förderung der Um-
setzung von städtebaulichen Ziel-
vorstellungen. Die Kooperations-
formen sind deshalb auf die Be-
gleitung der Akquisition von Ak-
teuren und Investoren ausgelegt.

Erster Planungsschritt war die
Durchführung von zwei moderier-
ten Workshops, in denen die Vor-
stellungen von Planern und
potenziellen Nutzern erkundet
wurden. Nach einem Informa-
tionsaustausch, einer Ideenbörse
und Nutzerwerbung sind Work-
shops, Beratungsgespräche und
eine Vermarktungsoffensive vor-
gesehen.

Vor Ort: Kurzportraits der Modellvorhaben

Wohngruppenprojekt mit
sechs bis zehn beteiligten
Wohneinheiten

Im Lübecker Hochschulstadtteil
sollen neben konventionellen
Wohnformen wie Einzel-, Doppel-
und Reihenhäusern auch innova-
tive Wohngruppenprojekte entste-
hen (gemeinsam bauen – gemein-
sam wohnen). Damit soll auf die
steigende Nachfrage nach solchen
Projekten von Seiten bau-
interessierter Bürger reagiert wer-
den. Um frühzeitig den Kontakt
zwischen den Interessenten und
den Planenden sowie von Bau-
interessierten untereinander her-
zustellen, muss ein Informations-
und Beteiligungsprozess eingelei-
tet werden.

In diesem Projekt stehen
beratungsorientierte Koopera-
tionsformen im Vordergrund.
Dazu gehört die Information der
Interessenten und die Begleitung
des Findungsprozesses der Grup-
pen sowie die Beratung auf dem
Weg zur Umsetzung.

Ende Februar 2002 fand eine erste
Informationsveranstaltung zur
Zukunft des Wohnens im Hoch-
schulstadtteil statt. Geplant ist in
der Folge eine verstärkte Kontakt-
aufnahme mit Interessenten über
Fragebögen, eine Kontaktbörse,
die Besichtigung von bereits exi-
stierenden Wohngruppenpro-
jekten, um anschließend Projekt-
gruppen zu bilden sowie die
Wohngruppen gemeinsam zu pla-
nen.

Wohngruppenprojekt

Campus Lübeck

Freizeit- und Sportkonzept
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Osnabrück –
Urbanes Woh-
nen Jahnplatz

Projektträger
Stadt Osanbrück
Fachbereich Städtebau
Hasemauer 1
49076 Osnabrück
Frau Brigitte Wetzig
Tel.: 05 41 / 3 23-26 52
EMail: wetzig@osnabrueck.de

Projektforschung
Fachhochschule Osnabrück
Inst. für Öffentliches Management
Postfach 1940
49009 Osnabrück
Herr Prof. Dr. Rolf Wortman
Tel.: 05 41 / 9 69-32 47
EMail: r.wortmann@fh-osnabrueck.de
Frau Prof. Dr. Stefanie Hohn
Tel.: 05 41 /9 69- 32 98
EMail: s.hohn@fh-osnabrueck.de

Vor Ort: Kurzportraits der Modellvorhaben

Ausgangslage und
Rahmenbedingungen

Die Stadt Osnabrück verfolgt seit vie-
len Jahren mit Erfolg die Strategie des
Flächenrecyclings. Auf Grund der
konsequenten Realisierung von städ-
tebaulich sehr attraktiven Projekten
blieb die Siedlungsfläche im Stadtge-
biet seit 1978 nahezu bei unveränder-
ten 36 %. Das in das ExWoSt-For-
schungsvorhaben aufgenommene
Modellvorhaben fügt sich in diese
Zielsetzung der Stadt ein.

Das ca. 1 ha große Plangebiet
liegt südwestlich der Osnabrücker In-
nenstadt im Stadtteil Wüste, in einem
gründerzeitlichen Stadtquartier in
städtebaulich hochwertigem Umfeld.
Die Osnabrücker Innenstadt ist fuß-
läufig erreichbar. Derzeit wird das
Grundstück, deren Eigentümer die
Stadt Osnabrück ist, durch den städ-
tischen Abfallwirtschaftsbetrieb ge-
nutzt. Im Ergebnis eines anhaltenden
städtebaulichen Strukturwandels im
Quartier hat sich dieser mittlerweile
zu einem „Störfaktor“ entwickelt und
soll im Frühjahr 2003 an einen ande-
ren Standort verlagert werden.

Vorrangiges Planungsziel und
Aufgabenstellung im Rahmen von
„3stadt2“ ist die Neuordnung der frei
werdenden Fläche im Rahmen des
Flächenrecyclings und die Entwick-
lung von urbanen Qualitäten. Die
städtebauliche Zielvorstellung sieht
bisher für diesen Bereich primär eine
Wohnbebauung vor, die eventuell
um quartiersbezogene Dienstleis-
tungseinrichtungen ergänzt werden
kann.

Für das Modellgebiet liegen we-
der konkrete Planungskonzepte für
die Neubebauung noch ein Bebau-

ungsplan vor. Diese sollen im Rah-
men eines moderierten Koopera-
tionsprozesses gemeinsam mit allen
Akteuren entwickelt und erarbeitet
werden.

Der strategische Ansatz –
nutzerorientierte Prozessbeteiligung

Im Vordergrund des Prozesses steht
zunächst der partizipative Ansatz.
Potenzielle Neubürger, die auf dem
neu geordneten Standort des Abfall-
wirtschaftsbetriebs wohnen werden,
aber auch Anwohner und Quartiers-
bevölkerung sollen von Anfang an
aktiv in den Planungsprozess einbe-
zogen werden. Sie werden als „Exper-
ten vor Ort“ frühzeitig umfassend in-
formiert und haben die Chance, ihre
Interessen und Ideen in das Neu-
ordnungskonzept einzubringen.

Die Bürger sollen in moderierten
Abstimmungsprozessen mit den be-
teiligten Investoren ihre Präferenzen
für die zukünftige Gestaltung des Ge-
ländes einbringen. Von dieser
nutzerorientierten Prozessbeteili-
gung wird eine verbesserte Akzep-
tanz der Neuplanung und eine er-
höhte Identifikation der Quartiers-
bevölkerung mit dem Projekt erwar-
tet.

Die Wahl eines Quartier-
sprechers als Multiplikator und An-
sprechpartner soll die Kommunika-
tion zwischen den Akteuren verbes-
sern und den Prozess lebendig hal-
ten.

Der Investor soll im Rahmen ei-
nes Preiswettbewerbs ermittelt und
sehr frühzeitig in den Prozess einge-
bunden werden. Ziel ist es, einen In-
vestor zu finden, der den partizi-
pativen Ansatz mitträgt. Zurzeit er-

folgt die Ausschreibung des Grund-
stücks. Die städtebaulichen, ökono-
mischen und strukturellen Rahmen-
bedingungen für die Grundstücks-
veräußerung werden in den politi-
schen Gremien der Stadt beraten.

Zentraler Bestandteil des Prozes-
ses ist die Durchführung eines Archi-
tektenwettbewerbs. Der Investor soll
als Eigentümer des Grundstücks
Auslober werden und sich verpflich-
ten, den preisgekrönten Entwurf zu
realisieren. Ziel ist es, die „strategi-
sche Entwicklungspartnerschaft“ mit
dem Investor in einer gemeinsamen
Vereinbarung mit der Stadt Osna-
brück abzusichern (Ergänzung zum
Grundstückskaufvertrag). Der Aus-
lobungstext soll von Stadt, Investor
und Bürgern gemeinsam erarbeitet
werden. Das Preisgericht soll um Ver-
treter der Quartiersbevölkerung er-
gänzt werden.

Die Stadt koordiniert und führt
den Wettbewerb durch. Es soll ein Ar-
chitekt gefunden werden, der sich
mit dem partizipativen Ansatz des
Projektes identifiziert und an einer
engen Kooperation mit den lokalen
Akteuren interessiert ist.

Das Plangebiet aus der Luft
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Phase 5 (ab April 2003):

Satzungsbeschluss und Einstieg in die Bau-

phase

– Räumung des Grundstücks und Abriss

der aufstehenden Gebäude

– Satzungsbeschluss des Bebauungsplans

– Erste Baugenehmigungen erteilen.

– Begleitung der Bauphase durch Öffent-

lichkeitsarbeit:

– Information an Quartiersbevölkerung

zum Ablauf der Bauphase (Hinweise zu

Lärmbeeinträchtigung, etc.)

– Verstärkte Kommunikationsschleife zwi-

schen Investor und neuen Bewohnern

– Projektweiterentwicklung im Internet

darstellen

Phase 4 (Oktober 2002 bis April 2003):

Wettbewerbsergebnisse erörtern und Be-

bauungsplanentwurf erarbeiten

• Tagung des Preisgerichts

• Moderierte Veranstaltung im Quartier

• Ausstellung der Entwürfe

• Vermarktung des neuen Konzeptes: Ver-

stärkte Kontaktaufnahme mit poten-

ziellen neuen Bewohnern

• Wettbewerbsergebnis in den Bebauungs-

plan einarbeiten

• Internetpräsentation

Phase 3 (August bis Oktober 2002):

Durchführung des Architektenwettbewerbs

• Bearbeitungszeit für die Büros

• Information zum Sachstand im Quartier

geben.

• Gewachsene Kontakte zur Quartiers-

bevölkerung und zum Investor pflegen

• Sprechstunden im Quartier

• Planung der Erörterungen zum Wett-

bewerbsergebnis

• Werbung potenzieller Neubewohner

durch Investor und Verwaltung

• Internetpräsentation

Vor Ort: Kurzportraits der Modellvorhaben

Zentrale Kooperationsstrukturen
und -formen

Die Projektleitung und Koordination
des Projektes liegt in den Händen des
Fachbereichs Städtebau der Stadt
Osnabrück. Bestehend aus Dezer-
nent, Fachbereichsleitung und Pro-
jektleitung gibt es verwaltungsintern
ein Steuerungsteam, das für strategi-
sche Entscheidungen zuständig ist.
Die Projektleitung wird  unterstützt
durch weitere Fachbereiche und
Fachämter sowie die Politik.
Ein Projektteam bestehend aus dem
Fachbereich Städtebau und der
Fachhochschule Osnabrück über-
nimmt zusammen mit einer externen
Moderation die Detailplanung. Die
Prozessmoderation erarbeitet das
Beteiligungskonzept und unterstützt
die Kommunikationsschleifen Ver-
waltung-Bürger und Investor-Bür-
ger.

Phase 2 (Mai bis August 2002):

Einstieg in den Beteiligungsprozess

• Auftaktveranstaltung im Quartier am 6.

Mai 2002: Vorstellen des Projektes, Ab-

stimmung des Beteiligungsprozesses,

Zeitplan vorstellen, Abfrage zum Einsatz

des Internets, „Wahl“ der Quartiers-

sprecher, Einstieg in die frühzeitige Be-

teiligung zum Bebauungsplan

• Investor soll möglichst an den Treffen

teilnehmen

• Abstimmung der Inhalte für den

Architektenwettbewerb im trilateralen

Beteiligungsprozess

• Internetbeteiligung

Phase 1 (Januar bis Mai 2002):

Voruntersuchungen, Vermarktung des

Grundstücks und Investorenfindung

• Kontaktaufnahme mit den wesentlichen

Akteuren im Kooperationsprozess

• Auswahl eines Moderationsteams und

Abstimmung des Moderationskonzepts

• Einstieg in die Öffentlichkeitsarbeit:

Logoentwicklung, Vorbereitung einer

Grundinformation

• Konzeption der Internetbeteiligung

• Entwicklung eines Forschungsdesigns

struktur des städtischen Systems zu-
rückgegriffen werden. Dieses Ange-
bot soll in enger Interaktion mit den
beteiligten Akteuren bedarfsorien-
tiert weiterentwickelt werden. Dabei
sollen auch bisherige Internet-Nicht-
Nutzer an das Medium heran geführt
werden, so dass neben der Vermitt-
lung planungsbezogener Kenntnisse
die Stärkung der Medienkompetenz
der Beteiligten ein „sinnvolles Ne-
benprodukt“ darstellen könnte. Da-
bei wird eine Kooperation mit dem in
der Nachbarschaft ansässigen IT-
Zentrum angestrebt.
Für den zweijährigen Forschungs-
zeitraum im Rahmen von „3stadt2“
sind fünf Planungsphasen vorgese-
hen.

Primäre Kooperationsform wer-
den moderierte Bürgerversammlun-
gen sein. Weitere Beteiligungsmög-
lichkeiten, wie Planungswerkstätten,
wurden Anfang Mai bei der Auftakt-
veranstaltung im Quartier vorgestellt
und nach Bedarf eingesetzt. Zudem
wird ein „Schwarzes Brett“ über ak-
tuelle Entwicklungen informieren.
Eine umfassende Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit unter Beteiligung der
lokalen Medien ist vorgesehen.

Zur Erhöhung der Transparenz
und zur Dokumentation der einzel-
nen Prozessschritte soll auf die be-
reits gut ausgebaute Internetinfra-
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Viele Wege führen zum Ziel. So man-
cher Umweg erhöht die Ortskennt-
nis. Aussagen, die uns in einer frem-
den Stadt über die Lippen kommen,
wenn wir mit Mühe und Not zum Ho-
tel oder zu unserer Verabredung
durchgekommen sind.

Nüchtern betrachtet ist das Sys-
tem von Versuch und Irrtum ein auf-
wendiges Verfahren, das wir immer
dann auf uns nehmen, wenn wir Zeit
und Ressourcen für ein Taxi oder den
Kompass sparen wollen.

Im Bereich städtebaulicher Ko-
operation fehlt uns ein solcher Kom-
pass noch, um zielgerichtet und
transparent über den Einsatz be-
stimmter Kooperationsverfahren
entscheiden zu können.

Eine Kernfrage für die Arbeit im
Forschungsfeld lautet: Wie können
wir nachvollziehbare Kennzahlen
oder andere transparente Kriterien
entwickeln, die die Beurteilung ver-
schiedener Verfahrensansätze in der
Stadtentwicklung ermöglichen?

Nun kann man sich dem Thema
„Transparenz und Leistungsfähig-
keit“ von Planungsverfahren aus
mindestens zwei Richtungen annä-
hern.

Man kann (1) fragen, welche Be-
dingungen aus Sicht der öffentlichen
Hand vorliegen müssen, damit sie
über die im BauGB festgelegten
Beteiligungsprozesse hinaus Neue
Kooperationsformen initiiert und
einsetzt. Dies setzt voraus, dass ein
Mindestmaß an Überzeugung davon
besteht, dass neue Allianzen in der
Tat gewinnbringend – auch für die
Verwaltung – einsetzbar sind.

Man kann aber auch (2) schlicht
fragen: Geht es unter Einbeziehung
neuer Formen der Zusammenarbeit

zwischen Bürgern, Investoren und
Verwaltung wirklich schneller und
kostengünstiger voran? Lohnt es sich,
die möglicherweise höheren Kosten
komplexer Kooperationsansätze auf
sich zu nehmen, weil die städtebauli-
chen Ergebnisse deutlich an Qualität
gewinnen?

Auf diese Fragen sollen im
Forschungsfeld Antworten gefunden
werden. Die Arbeiten hierzu stehen
noch am Anfang. Dennoch legen wir
hier schon ein paar Ideen offen, die
wir diskutieren möchten.

dauern für ein bestimmtes Verfahren
im Gesetz festgelegt sind. Genaues
Hinsehen macht es dann schon mög-
lich, Abweichungen zu erkennen. Im
Forschungsfeld wird dies in Diskussi-
on mit den Projektforschern und den
jeweiligen Akteuren der Modell-
projekte zu diskutieren und letztlich
– zu Zwecken der tatsächlichen Mes-
sung – auch zu entscheiden sein.

Es kann auch helfen, Teilbereiche
des Gesamtprozesses auf seine Zeit-
komponenten zu prüfen und mit
empirischen Daten zu füllen. Dies

hat zum einen
den Vorteil, dass
s c h r i t t w e i s e r
Fortschritt moti-
vierend wirkt.
Zum anderen ist
es mit Blick auf
mögliche Steue-
rungen im Ko-
operationsprozess
wichtig, die Zeit-
sensibilität ein-
zelner Elemente
zu kennen und
nicht nur den

aggregierten Gesamtwert. Analog
wäre vorzugehen, wenn man die Ko-
stenseite Neuer Kooperationsformen
erfassen will.

Allein diese Aufgabe wird schon
so manche Schwierigkeit in sich ber-
gen. Weitere Probleme bei der Beur-
teilung der Vorteilhaftigkeit von Ver-
fahren liegen darin, dass vermutlich
mehrere Kriterien entscheidungs-
relevant sind. Sie müssten im Zweifel
von den Entscheidungsträgern in der
Verwaltung gegeneinander abgewo-
gen werden. Die nachstehende Über-
sicht verdeutlicht das Dilemma: Wie
ist denn ein Planungsprozess zu be-

Um z.B. den Bereich „Zeitersparnis“
abbilden und messen zu können,
sind zunächst klare Abgrenzungen zu
treffen. Welcher ist denn überhaupt
der relevante Zeitraum, wenn wir
über Beschleunigung von Planungs-
prozessen sprechen? Es ist jeder
Einzelschritt von der Idee bis zur
baulichen Realisierung zu prüfen
und zu beantworten, welches Ele-
ment nun in den Begriff „Planungs-
zeit“ einzubeziehen ist. Ein weiterer
zentraler Schritt wird es sein, die Ver-
fahren der Bauleitplanung auf ihre
zeitlichen Auswirkungen zu prüfen.
Es ist zu klären, welche Mindest-

Transparenz schaffen durch Kennzahlen
und Kriterien – Erste Ideen

Fiktive Kennzahlen 

Stadt A

Maßnahme A
„traditioneller Stil“ 

Maßnahme B
Stil „3stadt2“

Beurteilungskriterien

1,02 Mio. Euro 1,1 Mio. EuroKosten der Planung  

Insgesamt 5 Jahre Insgesamt 4 Jahre Dauer der Planung  

- / + ++Qualität der Maßnahme 

Vorteile aufzeigen und
Verfahrensentscheidungen

transparent gestalten   
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qualitativ hochwertige Entschei-
dungen sicherstellen zu können?
3. Ist das städtebauliche Problem so
strukturiert, dass es keine Möglich-
keiten gibt, Lösungen offen zu disku-
tieren?
4. Ist die öffentliche Akzeptanz ein
kritischer Erfolgsfaktor für die Maß-
nahme der Stadtentwicklung?
5. Ist die öffentliche Akzeptanz bei
einer autonomen Entscheidung der
Verwaltung zu erwarten?
6. Stimmen die Ziele der öffentli-
chen Hand bei der Problemlösung
mit denen der Bürger und Investoren
überein?

7. Ist ein öffentlicher Konflikt bezgl.
der von der Verwaltung präferierten
Lösung vorprogrammiert?

Das gesamte Prüfverfahren soll hier
nicht dargelegt werden. (Nachfolgen-
de Abbildung zeigt das Vorgehen
schematisch). Im Kern verknüpft es
den Fragen-Katalog mit verschiede-
nen Empfehlungen für Koopera-
tionsverfahren. Je nach Struktur der
Maßnahme der Stadtentwicklung
– diese ergibt sich aus der unter-
schiedlichen Beantwortung der Fra-
gen – ergeben sich dann Vorschläge,
die von einer „autonomen Planungs-
entscheidung der Verwaltung“ im ei-

urteilen, der zwar schneller zugleich
aber auch teuerer ist als der traditio-
nelle Weg? Ist die zu belegende Quali-
tätsverbesserung der städtebauli-
chen Maßnahme dem Prozess zuzu-
rechnen und rechtfertigt diese Quali-
tätssteigerung die ermittelten Zu-
satzkosten?
Ein anderer Weg, den man einschla-
gen könnte, wäre die Erarbeitung ei-
ner „Entscheidungshilfe“ für die Aus-
wahl informeller Planungsverfahren.
Adressaten wären in diesem Falle die
verantwortlichen Planer in den Ver-
waltungen. Diese könnte einen Fra-
gen-Katalog enthalten, dessen Be-
antwortung Aufschluss bzw. wichtige

Der Stern markiert jeweils den Abschluss der Prüfung und zeigt eine Entscheidung über ein
bestimmtes Verfahren an; welches Verfahren mit welchem Prüfverlauf zu verknüpfen ist,
wäre in den Arbeiten zum Forschungsfeld zu ermitteln.

Bestehen beim
jeweiligen Vor- 
haben der STE
Qualitätsanfor-
derungen, die
bestimmte
Lösungen im
Vorfeld schon
ausscheiden
lassen?

Verfügt die
Verwaltung über
ausreichende
Informationen,
um qualitativ
hochwertige Ent-
scheidungen
sicherstellen zu
können?

Ist das
städtebauliche
Problem so
strukturiert, dass
es keine
Möglichkeiten
gibt, Lösungen
offen zu
diskutieren?

Ist die öffentliche
Akzeptanz ein
kritischer
Erfolgsfaktor für
die Maßnahme
der STE?

Ist die öffentliche
Akzeptanz bei
einer autonomen
Entscheidung
der Verwaltung
zu erwarten?

Stimmen die
Ziele der
öffentlichen
Hand bei der
Problemlösung
mit denen der
Bürger und
Investoren
überein?

Ist ein
öffentlicher
Konflikt bezgl. 
der von der
Verwaltung
präferierten
Lösung vor- 
programmiert?

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja
Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Ja

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Nein

Hinweise über
eine sinnvolle
V e r f a h r e n s a u s -
wahl geben wür-
de. Aus der ameri-
kanischen Diskus-
sion um die Ein-
beziehung der Öf-
fentlichkeit in Fra-
gen der Stadt- und
Regionalplanung
ist folgendes Set
von Fragen be-
kannt:

1. Bestehen beim
jeweiligen Vorha-
ben der Stadtent-
wicklung Quali-
tätsanforderungen,
die bestimmte Lö-
sungen im Vorfeld
schon ausschei-
den lassen?
2. Verfügt die
Verwaltung über
ausreichende In-
formationen, um
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nen Extrem bis hin zu einem komple-
xen Kooperationsansatz (ähnlich wie
wir ihn in „3stadt2“ erproben) rei-
chen.

Für die Arbeiten im Forschungs-
feld wäre es nun notwendig, dieses
Raster an die speziellen Bedingungen
der Kooperation in den Modell-
städten anzupassen.

Der Mehrwert eines solchen Vor-
gehens hinsichtlich der Transparenz
der Verfahrensauswahl läge darin,
dass am Ende der Arbeiten klar her-
aus gearbeitet werden könnte, aus
welchen Gründen die im Einzelfall
gewählte Vorgehensweise sinnvoll
ist. Aus dieser Analyse könnten dann
auch Rückschlüsse gezogen werden,
wie sich die Verfahrenswahl auf die
Kriterien „Zeit“ und „Kosten“ aber
auch auf das der „Qualität der Maß-
nahme“ ausgewirkt haben.

Schema der Entscheidungshilfe
zum Einsatz kooperativer Verfahren
nach Vroom und Yetton (s. Abbil-
dung auf der nächsten Seite):

Beide skizzierten Vorgehensweisen
unterscheiden sich sehr stark von-
einander. Während der erste Ansatz
einen direkten Zugang zur Messung
der Vor- und Nachteile komplexer
Kooperationsprozesse darstellt und
so eigentlich vorzuziehen ist, kann er
u.U. an Abgrenzungsproblemen, an
mangelnder Vergleichbarkeit von
Vorhaben der Stadtentwicklung oder
schlicht an der Datenverfügbarkeit
scheitern.

Der zweite skizzierte Ansatz ver-
steht sich als Instrument zur Ent-
scheidungshilfe für die Verwaltung
und versucht die Wahl eines
Planungsverfahrens transparent zu
machen. Dies kann zunächst – wie

angedeutet – über eher „weiche“ Kri-
terien erfolgen. Die Analyse des kon-
kreten Falls anhand der Entschei-
dungshilfe wird aber in der Regel har-
te Informationen über die Vor- und
Nachteile des Verfahrens liefern.
Datenprobleme dürften bei diesem
Vorgehen nicht der Engpaß sein.
Ebenfalls müsste man sich nicht auf
eine im engeren Sinne des Wortes
„Vergleichbarkeit“ der Maßnahmen
einlassen. Mit der Entwicklung sol-
cher Instrumente der Entschei-
dungsunterstützung ist immer das
Problem verbunden, dass die Verwal-
tungen hierin häufig eine Form der
Bevormundung sehen. Dem könnte
im Forschungsfeld dadurch begegnet
werden, dass sowohl die Kriterien als
auch die jeweiligen Verfahrens-
empfehlungen zusammen mit den
Mitarbeitern der Verwaltungen ent-
wickelt werden.

Innerhalb der Forschungsfeld-
Gruppe ist bislang keine Entschei-
dung über das Vorgehen bei der Mes-
sung und Abbildung des Mehrwertes
trilateraler Kooperationen getroffen
worden. Es wird sich im Projekt-
verlauf zeigen, ob eine der hier skiz-
zierten Ideen umsetzbar ist oder
gänzlich andere Wege einzuschlagen
sind.

Wir würden es begrüßen, wenn
sich über den engeren Kreis der Pro-
jekt-Beteiligten eine Diskussion dar-
über entwickeln würde, wie man den
Mehrwert „Neuer Kooperations-
formen“ ermitteln und transparent
darstellen kann.
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Die Auftaktveranstaltung zum For-
schungsfeld „3stadt2“ am 15.4.2002
in den Räumen des BBR in Bonn bil-
dete den offiziellen Beginn des
Forschungsfeldes. Der Teilnehmer-
kreis setzte sich aus den Akteuren der
Modellvorhaben und weiteren Ver-
tretern aus interessierten Städten
und Institutionen zusammen.

Zur Einführung erläuterte Mini-
sterialdirigent Dr. Runkel aus Sicht
des BMVBW die Notwendigkeit,
trilaterale Kooperationsformen prak-
tisch zu erproben. Er beleuchtete die
Bedeutung des Forschungsfeldes
„3stadt2“ insbesondere vor dem Hin-
tergrund eines gewandelten Staats-
verständnisses, dem Abbau von
Verwaltungskapazitäten, aber auch
einem gewandelten Rollenverständ-
nis der Bürger. Die Chancen der Ko-
operation sollen genutzt, aber auch
die Grenzen genauer bestimmt wer-
den.

Herr Jacob von der FIRU mbH, die
die Forschungsassistenz übernom-
men hat, vertiefte die Zielsetzungen
des neuen Forschungsfeldes aus
Sicht der Begleitforschung. Er ging
darauf ein, dass Bürgerbeteiligung
und Public Private Partnership (PPP)
grundsätzlich nichts neues sind. Das
Baugesetzbuch regelt Beteiligungs-
notwendigkeiten und Mitwirkungs-
pflichten und setzt den Rahmen für
eine Kooperation im Städtebau. Im
Forschungsfeld „3stadt2“ steht nun
die Ausgestaltung des Planungs-
prozesses zusammen mit den drei
wichtigsten Akteursgruppen öffentli-
che Hand, Bürger und Investoren als
Aufgabe der Kooperation im Fokus
der Betrachtungen.

Fünf Modellvorhaben stehen da-
bei stellvertretend für die Bandbreite

an städtebaulichen Aufgabenstellun-
gen und möglichen Planungs-
aufgaben. Ihre Beobachtung und Be-
gleitung im Rahmen der experimen-
tellen Phase über einen Zeitraum von
zwei Jahren soll die Ableitung von
übertragbaren Handlungsempfeh-
lungen und die Beantwortung nach-
folgender zentraler Fragestellungen
ermöglichen:
• Wie können trilaterale Koopera-

tionsprozesse organisiert und opti-
miert werden?

• Wie kann man Kooperation
verlässlich gestalten? Welche In-
strumente sind dazu einzusetzen?

• Wie können Kooperationsbeiträge
an Hand von Kennziffern/Kriterien
messbar gemacht werden?

Anregungen zur Erfolgsmessung im
Forschungsfeld „3stadt2“ zu geben,
war auch das zentrale Anliegen des
Vortrags „Zukunftsorientierte Stadt-
enwicklung durch Transparenz und
Kooperation“ von Frau Meinhold-
Henschel (Bertelsmann Stiftung). Sie
erläuterte die Bedeutung kooperati-
ver Strategien sowie die Möglichkei-
ten des Einsatzes von Kennzahlen
und Indikatoren-
vergleichen am
Beispiel des Pro-
jektes „Kompass
M o d e l l k o m m u -
nen“ und gab da-
mit einen Über-
blick über mögli-
che Indikatoren
und Kennzahlen
sowie die damit
verbundenen An-
forderungen.

Den zentralen
Tagesordnungs-

punkt bildete die Präsentation der
Modellvorhaben:
• Osnabrück – Urbanes Wohnen

Jahnplatz,
• Zukunftsweisende Siedlung Biele-

feld „Breipohl“,
• Integriertes Handlungskonzept

Bonn-Beuel-Mitte – Beueler Per-
spektiven,

• Gelsenkirchen: Kooperation Zen-
trum Buer sowie

• Hochschulstadtteil Lübeck.

Die zentralen Akteure, in der Regel
die Projektträger sowie die Projekt-
forschung, hatten Gelegenheit, ihre
Projekte und innovativen Ansätze
vorzustellen. Dabei ging es um die
Vorgeschichte des Projektes, die pla-
nerische Ausgangslage und die Rah-
menbedingungen, insbesondere
aber um die Akteure, die Organisati-
on des Kooperationsprozesses und
um erste Ansätze zur Messung der
Kooperationserfolge.

Die Vorstellung der Modellvor-
haben und die anschließende Dis-
kussion belegten eindrucksvoll, wie
breit das Spektrum der Ansätze zur
trilateralen Kooperation in den un-

Aktuell

Auftakt-
veranstaltung
in Bonn

Präsentation der Modellvorhaben
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terschiedlichen Modellvorhaben ist.
„3stadt2“ steht dabei als eine Formel
für neue Kooperationsformen. Bei
den Vertretern der Modellvorhaben
herrschte Einigkeit darüber, dass die
drei zentralen Akteursgruppen öf-
fentliche Hand, Bürger und Investo-
ren keine homogenen Gruppen sind
und dass in der Arbeit vor Ort mehr
als drei, also viele Akteure auftreten,
die im Prozess Berücksichtigung fin-
den müssen.

Deutlich wurde auch, dass der
Weg zur Messung von Kooperations-
erfolgen zur Zeit noch nicht klar be-
stimmt ist. Dieses zentrale Thema
muss im weiteren Prozessverlauf in
einem Erfahrungsaustausch zwi-
schen allen beteiligten Akteuren wei-
ter diskutiert und konkret ausgestal-
tet werden.

In seinem Fazit zur Veranstaltung
machte Herr Jacob aus Sicht der
Forschungsassistenz deutlich, dass
es zukünftig darauf ankommen wird,
„Stellschrauben“ zur Beschreibung
der Kooperationsprozesse zu finden.
Diese Stellschrauben sollen die Mög-
lichkeit bieten, die sehr unterschied-
lichen Projekte und Kooperationsan-
sätze zu systematisieren und zu be-
werten. Dabei kann es z.B. besonders
auf die Konstitution der Kooperation,
das gewählte Kooperationsmodell,
Meilensteine/Verlässlichkeiten, die
Wertigkeit der Kooperanden im
Prozess oder aber die Ergebnisse und
den Erfolg eines Prozesses ankom-
men.

Herr Dr. Jakubowski skizzierte
abschließend die Perspektiven aus
Sicht des BBR. Die Organisation
trilateraler Kooperationsprozesse be-
deutet für die Vor-Ort-Akteure zu-
nächst einen Arbeitsmehraufwand.

In der Regel sind damit auch Mehr-
kosten verbunden. Gerade vor dem
Hintergrund der schwierigen Haus-
haltssituation vieler Kommunen, in
denen allenthalben Einsparungen
gefordert werden, wird es zukünftig
sicher noch schwerer als bisher, diese
Kosten und den Mehraufwand zu be-
gründen. Zwar geht man davon aus,
dass die Kooperation schlussendlich
einen Mehrwert liefert, z.B. in der
Qualität der Maßnahme oder auch in
Zeit- und Kosteneinsparungen. Die-
ser Mehrwert ist zur Zeit aber noch
wenig untersucht, erst recht nicht be-
ziffert worden. Perspektive im
Forschungsfeld soll es also sein, den
Verantwortlichen in den Stadtver-
waltungen einen Nachweis für den
Mehrwert von Kooperation in die
Hand zu geben.

Die Prioritäten und der besonde-
re Erkenntniswunsch von BMVBW
und BBR liegen darin, die
Rationinalität für die Wahl eines ko-
operativen Prozesses zu stärken und
den Nachweis zu führen, dass ein
Mehrwert tatsächlich erreicht wird.
Die Entwicklung von Mess- und
Bewertungskriterien für trilaterale
Kooperationsprozesse stellt dabei ei-
nen Kernpunkt des Forschungsfeldes
dar. Auch wenn natürlich nach wie
vor gilt: Jede Stadt ist anders! Jeder
Kooperationsprozess ist anders!

Dr. Jakubowski appellierte an die
Teilnehmer, sich der Herausforde-
rung des Messens zu stellen und
auch den Mut zu haben, mit „Krü-
cken“ und Hilfskonstruktionen zur
Messung zu arbeiten. Zur Verdeutli-
chung zog er eine zentrale Aussage
aus dem Vortrag von Frau Meinhold-
Henschel heran: „Jedem ist bekannt,
dass man Äpfel schwer mit Birnen

Aktuell

vergleichen kann. Subsumiert man
sie aber unter dem Begriff Kernobst,
kann man eine Vergleichbarkeit her-
stellen.“

Durch die Vorstellung der
Modellvorhaben, aber auch ganz be-
sonders durch Diskussionen und Ge-
spräche am Rande der Veranstaltung,
hatten die Akteure der Modellvor-
haben Gelegenheit, sich gegenseitig
kennenzulernen und erste Kontakte
zu knüpfen. Mit der Auftakt-
veranstaltung im BBR in Bonn wurde
das Startsignal für einen breit ange-
legten Erfahrungsaustausch zwi-
schen Wissenschaft und Verwal-
tungspraxis zu neuen Kooperations-
formen gegeben.
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Die vielfältigen Auswirkungen des
globalen, technologischen und sozia-
len Wandels konkretisieren sich für
die Menschen in dem Umfeld, in dem
sie wohnen und arbeiten. Dies ist für
über 80 % der Gesamtbevölkerung in
Deutschland die Stadt. Alle entschei-
denden Antriebskräfte und Problem-
lagen gesamtgesellschaftlicher Ent-
wicklung treten im städtischen Raum
in verdichteter und beschleunigter
Form auf. Durch den rasanten gesell-
schaftlichen Veränderungsprozess
sind die Städte mit komplexen Pro-
blemlagen konfrontiert, die die Erar-
beitung langfristiger Strategien erfor-
dern. Der Stadtentwicklung kommt
dabei die Aufgabe zu, durch die Ana-
lyse und Auswertung zukünftiger
Trends die Grundlage für die nach-
haltige Sicherung der Lebensqualität
zu schaffen. Stadtentwicklung um-
fasst dabei die gesamte Gestaltung
des Lebensumfeldes der Bürger und
bezieht sich auf Wohnen, Arbeiten,
Freizeit, Bildung, Einkaufen und Mo-
bilität gleichermaßen. Diese erfor-
dert, dass die Eckpunkte der Stadt-
entwicklung von Verwaltung und Po-
litik gemeinsam mit Bürgern und
Wirtschaft erarbeitet werden. Koope-
rative Planungsprozesse unter Betei-
ligung aller Akteursgruppen sind
hierfür ein wesentlicher Baustein.

Natürlich zwingen auch fehlende öf-
fentliche Finanzmittel dazu, Projekte
in Kooperation mit Bürgern und
Wirtschaft zu entwickeln. Gleichbe-
rechtigtes Motiv ist aber die Einsicht
von Politik und Verwaltung, dass
zentrales und bürokratisches Vorge-
hen sachgerechte und akzeptierte
Lösungen verhindert. Deshalb kri-
stallisiert sich ein neues Leitbild für

die Arbeit der Kommunen heraus.
Städte verstehen ihre Rolle zuneh-
mend als Gewährleister urbaner Le-
bensqualität. An die Stelle des „alles
selber machen“ tritt der Wille, dezen-
tral vorhandenes Wissen und spezifi-
sche Problemlösungskompetenz von
Bürgerschaft und Wirtschaft zu nut-
zen.

Neue Anforderungen an die Akteure
der Stadtentwicklung

Diese Entwicklung fordert eine Neu-
orientierung im Verhältnis der Akteu-
re. Zu Fragen der Kooperation von
Verwaltung, Politik, Bürgerschaft
und Wirtschaft in Stadtentwicklungs-
prozessen arbeitet das Projekt
„3stadt2”. Dieses Projekt steht eben-
so wie andere Reformvorhaben vor
der Frage, wie die Rollen der Akteure
den Anforderungen der Zeit gemäß
weiterentwickelt werden können,
ohne dass in Kernkompetenzen ein-
gegrifffen wird.

Natürlich bereitet die Verwaltung
weiterhin politische Entscheidungen
vor und setzt sie um. Ebenso ent-
scheidet die Kommunalpolitik ent-
sprechend den gesetzlichen Zustän-
digkeiten. Auch der Bürger bleibt
Adressat und Kunde öffentlicher
Leistungen und versieht als Wähler
politische Endscheidungen mit
einem demokratischen Mandat.
Gleichzeitig stehen für die Wirtschaft
ökonomische Interessen im Vorder-
grund des Handelns.

Die Anforderungen der gesellschaft-
lichen Entwicklung stellen jedoch an
alle Akteure der Stadtentwicklung
neue und zusätzliche Rollenan-

forderungen. Verwaltung und Politik
werden zu Initiatoren und Moderato-
ren von partizipativen Stadtentwick-
lungsprozessen, an denen sich Bür-
ger als Experten in eigener Sache be-
teiligen. Die Wirtschaft erkennt, dass
ökonomische Interessen davon pro-
fitieren, wenn die Bedürfnisse des
Menschen handlungsleitend werden.
Durch die frühzeitige Einbindung
von Bürgern werden bislang brach-
liegende Kreativitätspotenziale er-
schlossen. Dies erhöht nicht nur die
Planungsqualität, sondern unter-
stützt auch die zeitnahe Umsetzung.

In der Reformdebatte der Fach-
landschaft findet diese Neuorientie-
rung große Akzeptanz, für die kom-
munale Praxis stellt sich jedoch die
Frage, ob es gelingt die verschiede-
nen Akteure für eine neue Kultur der
Zusammenarbeit zu gewinnen.

Transparenz und Kooperation als
Erfolgsfaktoren

Diese Fragestellung hat im Rahmen
der Projektarbeit der Bertelsmann
Stiftung einen zentralen Stellenwert.
Im Konzept der politisch-strategi-
schen Steuerung, das unter anderem
in den Projekten „Lebendige Schule
in einer lebendigen Stadt“1  und

(*)
Sigrid Meinhold-Henschel ist Projektleiterin
bei der Bertelsmann Stiftung im Bereich „Staat
und Verwaltung“. E-Mail: S.Meinhold-
Henschel@Bertelsmann.de
(1)
Siehe Sigrid Meinhold-Henschel, Annett Men-
ge, Friedrich-Wilhelm Meyer: Lebendige Schu-
le in einer lebendigen Stadt.Berichtwesen Kom-
munale Schullandschaft. Analyse der ersten
Datenerhebung. Gütersloh 2000
(2)
Siehe www.kompass-modellkommunen.de

Impuls Zukunftsorientierte Stadtentwicklung
durch Transparenz und Kooperation

von Sigrid Meinhold-Henschel, Bertelsmann Stiftung*
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„Kompass-Modellkommunen“2  er-
probt wird, haben sich folgende
Punkte als wichtige Erfolgsfaktoren
herauskristallisiert:
– Kooperationsbeziehungen können

nur erfolgreich gestaltet werden,
wenn Verwaltung, Politik, Bürger
und Wirtschaft in einem
partizipativen und durch Gleichbe-
rechtigung der Partner gekenn-
zeichneten Prozess gemeinsame
Ziele entwickeln und verbindlich
vereinbaren.

– Vereinbarte Zielsetzungen müssen
konsequent mit Kennzahlen hin-
terlegt werden. Denn politische
Entscheidungsträger brauchen
verläßliche Informationen, um
wirksam steuern zu können. Eine
fundierte Ist-Analyse bildet die
Grundlage für eine zukunftsorien-
tierte Stadtentwicklung und ist
unerlässlich für notwendige
Prioritätensetzungen. Zielorien-
tierte Berichtswesen ermöglichen
es, bisheriges Handeln auf seine
Wirksamkeit zu überprüfen, für zu-
künftiges Vorgehen zu lernen und
Handlungskonzepte passgenau zu
gestalten. Gleichzeitig haben die
Bürger einen Anspruch auf die Her-
stellung von Transparenz über die
Zielerreichung. Das Berichtswesen
hat damit mehrere Funktionen: Es
unterstützt die politische Entschei-
dungsfindung und dient der Infor-
mation der Öffentlichkeit. Hier-
durch wird ein gemeinsames Pro-
blembewusstsein aufgebaut, das
die Zusammenarbeit von Verwal-
tung, Politik, Bürgerschaft und
Wirtschaft unterstützt und die Ak-
teure für die Mitarbeit gewinnt.

– Kooperationsbeziehungen leben
von Klarheit in der Zusammenar-

beit. Dies betrifft sowohl die unter-
schiedlichen Rollen, die einzubrin-
genden Zeitressourcen, die Dauer
der Kooperation als auch Umfang
und Grenzen der Beteiligung. Ver-
bindliche Absprachen und Verein-
barung von Spielregeln vermeiden
Enttäuschungen.

– Die erfolgreiche Gestaltung der Zu-
sammenarbeit der Akteure erfor-
dert eine hohe Methodenkompe-
tenz. Die gilt insbesondere auch für
die Ausgestaltung der Beteiligungs-
prozesse. Die Entwicklung ziel-
gruppenspezifischer Partizipa-
tionsformen und eine hohe
Moderationskompetenz bei der
Durchführung der Veranstaltun-
gen sind unverzichtbare Voraus-
setzungen.

– Kooperationsprozesse benötigen
einen organisatorischen Rahmen,
d.h. es muss eine Koordinierungs-
stelle geben, die den Prozess
verlässlich organisiert und die ver-
schiedenen Fäden zusammen-
knüpft.

– Die Entwicklung ganzheitlicher
Konzepte der Stadtentwicklung im
Dialog der Akteure wird häufig
durch Versäulung in den Ressort-
zuständigkeiten belastet. Es ist des-
halb wichtig, dass die Entschei-
dungsträger in Politik und Verwal-
tung den gesamten Prozess als
Machtpromotoren unterstützen.

Anforderungen an kennzahlen-
gestützte Berichtswesen

Ein wichtiger Aspekt zukunftsorien-
tierter Stadtentwicklung ist die Her-
stellung von Transparenz. Dies gilt
auch bezogen auf die Frage, welchen
Nutzen kooperative Planungs-

prozesse stiften. Bislang gibt es hier-
zu kaum empirisch fundierte Ergeb-
nisse. Diese Forschungsfrage greift
das Projekt „3stadt2“ auf, indem es
u.a. darauf abzielt, geeignete Indi-
katoren hierfür zu entwickeln. Aus
den Erfahrungen mit kennzahlen-
gestützten Steuerungssystemen las-
sen sich folgende allgemeine Krite-
rien für die Auswahl der Kennzahlen
ableiten:

– Zielabbildung und Handlungs-
orientierung:
Der Einsatz von Indikatoren ist
kein Selbstzweck, sondern ist ein
Instrument, das den Weg zur Ziel-
erreichung weist. Nur wenn die
Kennzahl Einzelaspekte des Ziels
abbildet, ist es möglich, die Ziel-
erreichung zu überprüfen und
Handlungsempfehlungen abzulei-
ten.

– Eindeutige Definition und valide
Erhebung:
Eindeutige Definition der Kenn-
zahl und eine valide Erhebung sind
Voraussetzungen für zutreffende
Analysen. Die Akzeptanz kenn-
zahlengestützter Steuerung hängt
in entscheidendem Maße von der
Qualtität der zur Verfügung gestell-
ten Informationsgrundlagen ab.

– Verfügbarkeit oder geringer
Erhebungsaufwand:
Aufwand und Nutzen müssen in ei-
nem angemessenen Verhältnis ste-
hen. Deshalb sollte möglichst auf
verfügbare bzw. einfach und kos-
tengünstig zu erhebende Daten zu-
rückgegriffen werden.
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– Begrenzung der Indikatorenan-
zahl:
Es sollte schon zu Beginn des Pro-
zesses eine Obergrenze für die An-
zahl der Indikatoren festgelegt wer-
den. Ansonsten besteht die Gefahr,
dass das Berichtswesen zu einer
Ansammlung von Daten wird, die
aus der Perspektive der unter-
schiedlichen Fachlichkeiten inter-
essant sein mögen, aber Steuerung
durch eine Informationsüberflu-
tung verhindern.

– Verständlichkeit:
Dem Berichtswesen kommt auch
die Funktion zu, den Diskus-
sionsprozess zwischen Verwal-
tung, Politik, Bürgerschaft und
Wirtschaft zu unterstützen, um da-
mit die Basis für gemeinsames
Handeln zu schaffen. Dies setzt
voraus, dass die Indikatoren nicht
nur für Fachleuten verständlich
sind.

– Akzeptanz:
Nicht nur Ziele müssen vereinbart
werden, sondern auch Mess-
größen. Zielfindungsprozesse soll-
ten deshalb auch die Frage aufgrei-
fen, welche Kriterien Aussagen zur
Zielerreichung zulassen.

– Vergleichbarkeit:
Ist es normal, durchschnittlich
oder schlecht, wenn 55 % der Bür-
ger meinen, Einfluss auf das politi-
sche Geschehen in der Stadt zu ha-
ben und 45 % dies verneinen? Eine
Standortbestimmung setzt immer
einen Vergleichsmaßstab voraus.
Indikatoren sollten deshalb die
Möglichkeit des Vergleichs eröff-
nen. Hierdurch wird die Erstellung

einer Stärken- und Schwächen-
analyse wesentlich unterstützt.

– Mehrdimensionalität des Be-
richtswesens:
Besondere Aufmerksamkeit ist dar-
auf zu legen, dass durch die Aus-
wahl der Indikatoren zukünftige
Arbeitsschwerpunkte vorbereitet
werden. Wenn durch das  Berichts-
wesen Kostenaspekte in den Mit-
telpunkt gestellt werden, wird auf
einer Handlungsebene hier eben-
falls eine Prioriätensetzung präju-
diziert, ohne mögliche  Auswirkun-
gen auf die Qualität der Leistung zu
bedenken. Es hat sich deshalb be-
währt, Indikatoren zu den Dimen-
sionen Qualität, Wirtschaftlichkeit
und Zufriedenheit der Akteure
gleichberechtigt einzubeziehen.

Die Berücksichtigung der dargestell-
ten Kriterien gewährleistet den Auf-
bau steuerungsrelvanter Berichts-
systeme. Dabei sollte jedoch bedacht
werden, dass Steuerung ein
Lernprozess für alle Beteiligten ist.
Dies bedeutet auch, dass bei der erst-
maligen Entwicklung des Berichts-
wesens nicht alle Fragen gelöst wer-
den können. Es ist deshalb wichtig,
den Aufbau eines Berichtswesens als
Entwicklungsprozess zu begreifen.
Dies gilt insbesondere auch für die
Erarbeitung von Kriterien hinsicht-
lich der Effektivität und Effizienz ko-
operativer Stadtentwicklung, da hier
in Theorie und Praxis Neuland betre-
ten wird.

Fazit

Transparenz und Kooperation sind
Erfolgsfaktoren zukunftsorientierter
Stadtentwicklungsprozesse. Koope-
rative Stadtentwicklung unter Ein-
bindung aller Akteure verbessert die
Planungsqualität, erschließt zusätzli-
che Ressourcen und weitet so den
kommunalen Handlungsspielraum
aus. Das Berichtswesen liefert dazu
ein entscheidendes Werkzeug. Denn
durch Transparenz werden verein-
barte Ziele überprüfbar, Lernprozes-
se unterstützt und politische Ent-
scheidungen durch Sachargumente
legitimiert. In diesem Sinne kann das
Projekt „3stadt2“ einen wichtigen
Beitrag dazu leisten, kooperative
Planungsprozesse nachhaltig zu ver-
ankern, indem es durch die Entwick-
lung geeigneter Kennzahlen neue
Kooperationsformen evaluiert und
deren Nützlichkeit belegt.
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Die Modellvorhaben im Internet

• Bielefeld:
Erste Informationen zum Modell-
vorhaben Breipohl
www.bielefeld.de/de/bw/hofbr

• Bonn:
Bürgerinformation zum Integrier-
ten Handlungskonzept Beuel-
Mitte, Ergebnisse der Werkstätten
www.bonn.de/rathaus/
buergerbeteiligung/
beteiligung.asp

• Gelsenkirchen:
Übersicht über den Leitplan Buer
mit Diskussionsforen zu verschie-
denen Themenfeldern
www.leitplan.buer.de

• Lübeck:
Informationen zum
Hochschulstadtteil
www.luebeck.de/wirtschaft/
hochschulstadtteil
www.hochschulstadtteil.de

• Osnabrück:
ausführliche Informationen zum
„Urbanen Wohnen Jahnplatz“
www.osnabrueck.de/jahnplatz
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